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Kein Buch mit sieben Siegeln – Eine Einführung in das

kommunale Haushaltsrecht.

1. Grundsätzliches und Rechte der Ratsmitglieder

Hier wiedergegeben sind die wichtigsten Bestimmungen der Gemeindeordnung des Landes
Rheinland-Pfalz in Bezug auf den kommunalen Haushalt. Die Gemeindeordnung regelt die
Arbeitsweise in den kreisfreien Städten, den Verbandsgemeinden und den Ortsgemeinden. Die
gleichen Bestimmungen gelten auch für die Landkreise und sind analog in der Landkreisordnung
geregelt.

§ 1 Wesen und Rechtsstellung der Gemeinden

(1) Die Gemeinde ist Grundlage und zugleich Glied des demokratischen Staates. Sie ist berufen, das
Wohl ihrer Einwohner zu fördern.

(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften. Sie sind in ihrem Gebiet unter eigener
Verantwortung im Rahmen der Verfassung und der Gesetze allein Träger der gesamten örtlichen
öffentlichen Verwaltung.

(3) Eingriffe in die Rechte der Gemeinden sind nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
zulässig. Rechtsverordnungen, die Eingriffe in die Rechte der Gemeinden enthalten oder zulassen,
bedürfen der Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums; dies gilt nicht für
Rechtsverordnungen der Landes-regierung.

§ 30 Rechte und Pflichten der Ratsmitglieder

(1) Die Ratsmitglieder üben ihr Amt unentgeltlich nach freier, nur durch die Rück-sicht auf das
Gemeinwohl bestimmter Gewissensüberzeugung aus; sie sind an Weisungen oder Aufträge ihrer
Wähler nicht gebunden.

(2) Der Bürgermeister verpflichtet die Ratsmitglieder vor ihrem Amtsantritt in öffentlicher Sitzung
namens der Gemeinde durch Handschlag auf die gewissen-hafte Erfüllung ihrer Pflichten. Verweigert
ein Ratsmitglied die Verpflichtung, so gilt dies als Verzicht auf den Amtsantritt.

(3) Der Verzicht auf das Amt eines Ratsmitglieds ist dem Bürgermeister schriftlich zu erklären; die
Erklärung ist nicht widerruflich.



(4) Jedes Ratsmitglied hat das Recht, in dem Gemeinderat und in den Ausschüssen, denen es
angehört, Anträge zu stellen.

§ 32 Aufgaben des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger der Gemeinde. Er legt die Grundsätze für die
Verwaltung der Gemeinde fest und beschließt über alle Selbstverwaltungsangelegenheiten der
Gemeinde, soweit er die Entscheidung nicht einem Ausschuß übertragen hat oder soweit nicht der
Bürgermeister kraft Gesetzes zuständig ist oder der Gemeinderat ihm bestimmte Angelegenheiten
zur Entscheidung übertragen hat. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse.

(2) Der Gemeinderat kann unbeschadet des Absatzes 3 die Entscheidung über folgende
Angelegenheiten nicht übertragen:

1. Satzungen,
2. den Haushaltsplan mit allen Anlagen,
3. den Jahresabschluss sowie die Entlastung des Bürgermeisters und der Beigeordneten,
4. die Änderung des Gemeindegebiets,
5. die Bildung von Ortsbezirken,
6. die Übernahme freiwilliger Aufgaben,
7. die Einleitung des Verfahrens zur Abwahl des Bürgermeisters sowie die Wahl und die Abwahl

der Beigeordneten,
8. die Verleihung des Ehrenbürgerrechts,
9. die mittelfristigen und langfristigen Planungen der Gemeinde,
10. die Sätze und Tarife für öffentliche Abgaben oder für privatrechtliche Entgelte sowie die

allgemeinen Tarife der Versorgungs- und Verkehrsbetriebe,
11. die Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwendungen oder

Auszahlungen,
12. die Genehmigung von Verträgen der Gemeinde mit dem Bürgermeister und den

Beigeordneten,
13. die Verfügung über Gemeindevermögen sowie die Hingabe von Darlehen der Gemeinde, die

Veräußerung und die Verpachtung von Eigenbetrieben oder Teilen von Eigenbetrieben,
14. die Errichtung, die Erweiterung, die Übernahme und die Aufhebung öffentlicher

Einrichtungen und wirtschaftlicher Unternehmen sowie die Beteiligung an diesen,
15. die Umwandlung der Rechtsform von Eigenbetrieben, von rechtsfähigen Anstalten des

öffentlichen Rechts oder von wirtschaftlichen Unternehmen, an denen die Gemeinde
beteiligt ist,

16. die Umwandlung des Zwecks und die Aufhebung einer Stiftung einschließlich der
Entscheidung über den Verbleib des Stiftungsvermögens.

(3) Die Hauptsatzung kann bestimmen, daß die Entscheidung über die in Absatz 2 Nr. 11 bis 13
bezeichneten Angelegenheiten bis zu einer bestimmten Wertgrenze übertragen werden kann.

§ 33 Unterrichtungs- und Kontrollrechte des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat ist vom Bürgermeister über alle wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde,
insbesondere über das Ergebnis überörtlicher Prüfungen zu unterrichten. Die Prüfungsmitteilungen
sind den Ratsmitgliedern auf Verlangen auszuhändigen.

(2) Der Gemeinderat ist jährlich vom Bürgermeister in öffentlicher Sitzung über Verträge der
Gemeinde mit Rats- und Ausschußmitgliedern sowie mit Bediensteten der Gemeinde zu
unterrichten, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung, Dienst- und



Arbeitsverträge mit Gemeindebediensteten oder sonstige im Zusammenhang mit dem
Dienstverhältnis stehende Verträge handelt. Die Unterrichtungspflicht gilt auch für Verträge, die
Eigenbetriebe und rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts sowie Gesellschaften, an denen die
Gemeinde mit mindestens 50 v. H. beteiligt ist, mit Rats- und Ausschußmitgliedern sowie mit
Bediensteten der Gemeinde abschließen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen des
Gesellschaftsrechts entgegenstehen.

(3) Ein Viertel der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder oder eine Fraktion kann in allen
Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer Verwaltung verlangen, daß der Bürgermeister den
Gemeinderat unterrichtet. Sie können auch verlangen, daß einem Ausschuß oder einzelnen vom
Gemeinderat beauftragten Ratsmitgliedern Einsicht in die Akten gewährt wird, wenn hierfür ein
berechtigtes Interesse des Gemeinderats vorliegt. Das Verlangen auf Akteneinsicht ist zu begründen.
Die Akteneinsicht ist zu gewähren, wenn und soweit die Einsichtnahme zur Erfüllung des
berechtigten Interesses erforderlich ist. Dem Ausschuß und den beauftragten Ratsmitgliedern muß
ein Vertreter der Antragsteller angehören. Unter den gleichen Voraussetzungen kann der
Bürgermeister einzelnen Ratsmitgliedern Akteneinsicht gewähren. § 22 gilt sinngemäß.

(4) Jedes Ratsmitglied kann schriftliche oder in einer Sitzung des Gemeinderats mündliche Anfragen
über einzelne Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 an den Bürgermeister richten, die
binnen angemessener Frist zu beantworten sind. Das Nähere ist in der Geschäftsordnung zu regeln.

(5) Absatz 1 Satz 2 sowie die Absätze 3 und 4 gelten nicht, wenn und soweit für die Vorgänge eine
Geheimhaltung besonders vorgeschrieben ist oder überwiegende schutzwürdige Interessen
Betroffener entgegenstehen.

§ 44 Bildung von Ausschüssen

(1) Der Gemeinderat kann für bestimmte Aufgabenbereiche zur Vorbereitung seiner Beschlüsse oder
zur abschließenden Entscheidung Ausschüsse bilden. Die Ausschüsse setzen sich entweder nur aus
Ratsmitgliedern oder aus Ratsmitgliedern und sonstigen wählbaren Bürgern der Gemeinde
zusammen; mindestens die Hälfte der Mitglieder eines Ausschusses soll jedoch Ratsmitglied sein.
Personen, deren Amt nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder des Kommunalwahlgesetzes mit
dem Amt eines Mitglieds des Gemeinderats nicht vereinbar ist, können einem Ausschuß nicht
angehören.

(2) Der Gemeinderat bestimmt das Nähere über die Zahl, die Aufgaben und die Bezeichnung der
Ausschüsse sowie die Mitgliederzahl und die Zahl der sonstigen wählbaren Bürger der Gemeinde in
den einzelnen Ausschüssen. Diese Bestimmungen können auch durch die Hauptsatzung getroffen
werden.

(3) Der Gemeinderat kann einen Ausschuß auflösen oder ihm übertragene Zuständigkeiten
entziehen. Er kann außerdem Angelegenheiten an sich ziehen und Beschlüsse eines Ausschusses
aufheben oder ändern, soweit auf Grund dieser Beschlüsse nicht bereits Rechte Dritter entstanden
sind.

(4) Soweit durch Rechtsvorschrift nicht etwas anderes bestimmt ist, gelten sinngemäß die
Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 und 3, des Absatzes 2 Satz 1 sowie der §§ 45 und 46 auch für
andere Ausschüsse, Beratungs- oder Beschluß-organe, deren Mitglieder vom Gemeinderat zu wählen
sind. Sofern auf Grund einer Rechtsvorschrift der Gemeinderat hierbei an Vorschläge Dritter
gebunden ist, gilt für das Wahlverfahre



2. Kommunaler Haushalt

§ 93 Allgemeine Haushaltsgrundsätze

(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung
ihrer Aufgaben gesichert ist. Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
Rechnung zu tragen.

(2) Die Bücher sind nach den Regeln der doppelten Buchführung für Gemeinden zu führen. Dabei
sind die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für Gemeinden zu beachten. Die Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung für Gemeinden richten sich nach den handelsrechtlichen
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung der besonderen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen.

(3) Der Haushaltsplan ist nach den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit aufzustellen
und auszuführen.

(4) Der Haushalt ist in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung auszugleichen.

(5) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit durch eine angemessene Liquiditätsplanung
sicherzustellen. Investitionsvorhaben oder selbständig nutzbare Teilvorhaben dürfen erst begonnen
werden, wenn die Finanzierung gesichert ist.

(6) Die Gemeinde darf sich nicht überschulden. Sie ist überschuldet, wenn in der Bilanz ein "Nicht
durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag" auszuweisen ist.

§ 94 Grundsätze der Erzielung von Erträgen und Einzahlungen

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2) Die Gemeinde hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erträge und Einzahlungen

1. soweit vertretbar und geboten aus Entgelten für ihre Leistungen,
2. im Übrigen aus Steuern

zu beschaffen, soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungen nicht ausreichen. Auf die Erhebung von
Fremdenverkehrs- und Kurbeiträgen sowie von Beiträgen für selbständige Immissionsschutzanlagen,
Parkflächen und Grünanlagen kann die Gemeinde ganz oder teilweise verzichten. Im Übrigen kann
die Gemeinde durch Satzung regeln, dass kommunale Abgaben nicht festgesetzt und erhoben
werden, wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zum Aufkommen stehen.

(3) Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Sponsoring-leistungen, Spenden,
Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die
sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 beteiligen. Nicht zulässig sind die Einwerbung und
die Entgegennahme des Angebots einer Zuwendung nach Satz 1 in der Eingriffsverwaltung oder
wenn ein böser Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben zu
erwarten ist. Bei der Auswahl von Sponsoringpartnern ist die Chancengleichheit konkurrierender
Sponsoren zu wahren. Die Einwerbung und die Entgegennahme des Angebots einer Zuwendung
obliegen ausschließlich dem Bürgermeister sowie den Beigeordneten; ein entsprechendes Angebot
ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder Vermitt-lung entscheidet
der Gemeinderat. Dem Gemeinderat und der Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Entscheidung
maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Dazu gehört insbesondere ein anderweitiges



Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem Geber. Die für die Entscheidung
maßgeblichen Tatsachen im Sinne des Satzes 6 sind in geeigneter Weise zu dokumentieren und
vorzuhalten. Das für das Kommunalrecht zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung eine Wertgrenze für das Angebot einer Zuwendung im Einzelfall zu bestimmen,
unterhalb derer die gesetzlichen Verfahrensbestimmungen nach Satz 4 Halbsatz 2 und Satz 5
entfallen.

(4) Die Gemeinde darf Investitionskredite nur aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht
möglich oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre.

(5) Die kommunalen Gebietskörperschaften können allgemeine Deckungsmittel, soweit sie nicht aus
Steuern und Umlagen stammen, zur Verringerung der sonst als Kosten zu berücksichtigenden Zinsen
für Kredite ihren Einrichtungen mit Sonderrechnung oder Beteiligungen als Eigenkapital zur
Verfügung stellen oder zur Verminderung von Beiträgen für Verkehrsanlagen verwenden. Auch
Ortsgemeinden dürfen Mittel unter den Voraussetzungen des Satzes 1 den Einrichtungen der
Verbandsgemeinde zur Verfügung stellen.

§ 95 Haushaltssatzung

(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen.

(2) Die Haushaltssatzung enthält für das Haushaltsjahr die Festsetzung

1. des Haushaltsplans unter Angabe des Gesamtbetrags
1. a) der Erträge und der Aufwendungen sowie deren Saldo,
2. b) der ordentlichen und außerordentlichen Einzahlungen und Auszahlungen sowie

des jeweiligen Saldos,
3. c) der Einzahlungen und Auszahlungen aus der Investitions- und

Finanzierungstätigkeit sowie des jeweiligen Saldos,
4. d) der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und

Investitionsförderungsmaßnahmen ohne Umschuldungen (Kreditermächtigung),
5. e) der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die

künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen),

2. des Höchstbetrags der Kredite zur Liquiditätssicherung,
3. der Steuersätze, soweit sie für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen sind.

Sie kann auch die Festsetzung von Gebührensätzen und Beitragssätzen für ständige
Gemeindeeinrichtungen sowie weitere Vorschriften enthalten, die sich auf die Erträge und
Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen und den Stellenplan des Haushaltsjahres beziehen.

(3) In der Haushaltssatzung ist die voraussichtliche Höhe des Eigenkapitals des Vorvorjahres, des
Vorjahres und des Haushaltsjahres jeweils zum Bilanzstichtag darzustellen.

(4) Die Haushaltssatzung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für

1. die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren
voraussichtlich Investitionskredite aufgenommen werden müsse,

2. den Gesamtbetrag der Investitionskredite (§ 103) ohne zinslose Kredite und Kredite zur
Umschuldung.



(5) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für das Haushaltsjahr.
Sie kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, enthalten.

(6) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für einzelne Bereiche durch Gesetz oder aufgrund
eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist.

§ 96 Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan ist Teil der Haushaltssatzung.

(2) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. Er ist nach diesem
Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Haushaltswirtschaft
verbindlich. Ansprüche und Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn weder begründet noch
aufgehoben.

(3) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde
voraussichtlich

1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen,
2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlungen,
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

(4) Der Haushaltsplan besteht aus

1. dem Ergebnishaushalt,
2. dem Finanzhaushalt,
3. den Teilhaushalten,
4. dem Stellenplan.

(5) Die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft der Sondervermögen der Gemeinde bleiben
unberührt.

3. Genehmigung und Kontrolle

§ 117 Grundsatz

Der Staat beaufsichtigt die Gemeinden, um sicherzustellen, daß die Verwaltung im Einklang mit dem
geltenden Recht geführt wird (Rechtsaufsicht). Die Aufsicht ist so zu führen, daß die Entschlußkraft
und die Verantwortungsfreude der Gemeindeorgane gefördert und nicht beeinträchtigt werden.

§ 118 Aufsichtsbehörden

(1) Aufsichtsbehörde ist die Kreisverwaltung als untere Behörde der allgemeinen Landesverwaltung,
für kreisfreie und große kreisangehörige Städte die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion. Sofern
der Landkreis in einer Angelegenheit als Gebietskörperschaft beteiligt ist, tritt an die Stelle der
Kreisverwaltung die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion.

(2) Obere Aufsichtsbehörde ist die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, für kreisfreie und große
kreisangehörige Städte das fachlich zuständige Ministerium.

(3) Oberste Aufsichtsbehörde ist das fachlich zuständige Ministerium.



(4) Sind in einer Angelegenheit mehrere Aufsichtsbehörden zuständig, so entscheidet die
nächsthöhere gemeinsame Aufsichtsbehörde oder eine von ihr bestimmte Behörde.

(5) Die Aufsichtsbehörden sollen bei Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, mit den Vertretern
der ihrer Aufsicht unmittelbar unterstehenden Gebietskörperschaften gemeinsame Besprechungen
abhalten; § 41 Abs. 4 der Landkreisordnung bleibt unberührt.

§ 119 Genehmigungen

(1) Satzungen, Beschlüsse und andere Maßnahmen, die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde
unterliegen, dürfen erst nach der Erteilung der Genehmigung bekanntgemacht oder ausgeführt
werden. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde nicht innerhalb eines Monats
nach Eingang des Antrags die Genehmigung abgelehnt oder schriftlich der Gemeinde gegenüber
Bedenken geäußert oder um weitere Aufklärung ersucht hat. Nach Eingang der erneuten Vorlage hat
die Aufsichtsbehörde innerhalb eines Monats zu entscheiden; andernfalls gilt die Genehmigung als
erteilt. Bei Genehmigungen nach § 95 Abs. 4 tritt an die Stelle der in den Sätzen 2 und 3 bestimmten
Monatsfrist eine Frist von zwei Monaten.

(2) Rechtsgeschäfte des bürgerlichen Rechtsverkehrs, die ohne eine gesetzlich vorgeschriebene
Genehmigung der Aufsichtsbehörde abgeschlossen werden, sind unwirksam.

Lexikon zur öffentlichen Haushalts- und Finanzwirtschaft

Quelle: www.haushaltssteuerung.de

Definitionen

Kameralistik

Die einfache Kameralistik (auch: Verwaltungskameralistik, traditionelle Kameralistik; oder kurz:

Kameralistik) ist eine stark inputorientierte Form der Buchführung, die primär in der öffentlichen

Verwaltung Anwendung findet bzw. fand.

Die einfache Kameralistik betrachtet lediglich Einnahmen und Ausgaben, wodurch sie nur den

Geldverbrauch, nicht aber den Ressourcenverbrauch erfasst. Der Fokus der einfachen Kameralistik

liegt daher auch eher auf Finanzzielen als auf Sachzielen.

In der einfachen Kameralistik werden - im Gegensatz zur Doppik - einseitige Konten mit mehreren

Spalten (Soll, Ist, Rest) geführt. Die Gliederung der Konten orientiert sich am Haushaltsplan.

Verwaltungsvorfälle werden im kameralen Buchführungssystem i.d.R. nur auf einem Konto verbucht.

Zugleich verursachen Verwaltungsvorfälle auf diesem Konto jedoch zwei Buchungen: eine Soll-

Buchung und eine Ist-Buchung. Die Soll-Buchung (sog. Soll-Stellung) erfolgt, sobald eine Einnahme

oder Ausgabe fällig wird. Die Ist-Buchung wird dann vorgenommen, wenn die Zahlung tatsächlich

geleistet wurde (Ist-Ausgabe) bzw. tatsächlich eingenommen wurde (Ist-Einnahme).

Das in der einfachen Kameralistik dominierende Steuerungssystem ist die sog. Inputsteuerung. Es



besteht grundsätzlich aber die Möglichkeit auch ein rein kamerales System um Ziele und Kennzahlen

sowie um Wirkungsbetrachtungen zu ergänzen (Outputsteuerung). Gleichwohl könnte im Falle der

Nutzung von Zielen und Kennzahlen bereits davon gesprochen werden, dass es sich nicht mehr um

die einfache Kameralistik, sondern bereits um eine rudimentäre Form der erweiterten Kameralistik

handelt.

Ein Hauptproblem der einfachen Kameralistik besteht darin, dass sie aufgrund ihres rein

zahlungsorientierten Charakters faktisch nicht in der Lage ist, den Ressourcenverbrauch abzubilden.

Die Abbildung des Ressourcenverbrauchs ist wichtig, um belastbare Aussagen hinsichtlich der

Generationengerechtigkeit der Haushaltswirtschaft zu treffen. So ist das ethische Leitbild der

Generationengerechtigkeit per Definition immer dann erfüllt, wenn in einer Periode nicht mehr

Ressourcen verbraucht werden als sie in derselben Periode erwirtschaftet werden. Diese Abbildung

von Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkommen ist entweder mittels der Einführung einer

Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) oder mittels der Einführung der Doppik realisierbar. In der

Kosten- und Leistungsrechnung werden Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkommen durch

Kosten und Erlöse/Leistungen repräsentiert. In der Doppik sind dies entsprechend die Aufwendungen

und Erträge.

Ein weiteres Problem der einfachen Kameralistik ist in der unvollständigen Abbildung öffentlicher

Verschuldung zu finden. So bildet die Kameralistik lediglich Geldschulden ab. Im Gegensatz zur

Doppik bleiben damit insb. die Rückstellungen (z.B. Pensionsrückstellungen) unberücksichtigt.

Ein weiterer Kritikpunkt an der traditionellen Kameralistik betrifft die dort bestehende Möglichkeit,

z.B. Schulden in Auslagerungen (z.B. öffentliche Unternehmen) zu "verstecken". Dieses Problem wird

im doppischen System über die Pflicht zur Aufstellung eines Konzern-/Gesamtabschlusses gelöst.

Nicht zuletzt wird im Kontext der einfachen Kameralistik auch kritisch angeführt, dass diese keine

Bewertung des vollständigen Vermögens der betreffenden Gebietskörperschaft vornimmt. Die

Doppik schafft hinsichtlich dieses Problems Abhilfe über die Verpflichtung zur Durchführung einer

(regelmäßigen) Inventur, welche die Grundlage für die Erstellung der doppischen Bilanz darstellt.

Aufgrund der zuvor genannten Probleme der einfachen Kameralistik wurden in Vergangenheit

umfangreiche Haushaltsreformen angestoßen. Der Reformstand unterscheidet sich hierbei von

Bundesland zu Bundesland. Auf kommunaler Ebene wird vornehmlich der Umstieg auf die Doppik

vollzogen. Auf Landesebene wurde in den meisten Fällen die Variante der erweiterten Kameralistik

gewählt. Ausnahmen sind z.B. die Länder Hamburg, Bremen und Hessen, die sich für die Doppik in

der Landesverwaltung entschieden haben. Auf Bundesebene ist geplant die einfache Kameralistik

durch eine erweiterte Kameralistik zu ersetzen.

Doppik

Die Doppik ist ein Kunstwort, das allgemein ein auf der doppelten Buchführung basierendes

Rechnungssystem bezeichnet. Die Doppik bezeichnet hierbei per Definition sowohl die doppelte

Buchführung im kaufmännischen Bereich als auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung. Der

Begriff wird jedoch i.d.R. im Kontext des öffentlichen Sektors verwendet.



Die Endung des Kunstworts "Doppik" ist hierbei angelehnt an ihr Pendant, die "Kameralistik". Der

Begriff der Doppik wird darüber hinaus häufig als Abkürzung interpretiert. Vergleichsweise häufig

wird Doppik hierbei als "Doppelte Buchführung in Konten" (teilweise auch: "Doppelte Buchführung

in Konten Soll und Haben") ausgeschrieben. In Bezug auf Kommunen steht die Abkürzung in seltenen

Fällen auch für "Doppelte Buchführung in Kommunen". Ebenfalls eher selten verwendet man den

Begriff Doppik als Abkürzung für "Doppelte Buchführung in Körperschaften". Zum Teil wird das

Kunstwort Doppik auch als begriffliche Verknüpfung von "Doppelter Buchführung" und "Logik"

angesehen.

Ist im öffentlichen Sektor vom Begriff der Doppik die Rede, so ist hiermit meistens das Neue

Öffentliche Haushalts- und Rechnungswesen (NÖHR) gemeint, welches auf dem System der

doppelten Buchführung basiert und idealtypischerweise den Charakter einer Integrierten

Verbundrechnung (IVR) hat. Beim Neuen Öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesen handelt es

sich um ein Konzept, das v.a. Haushaltsplanung, Steuerung, Buchführung und Rechnungswesen

öffentlicher Gebietskörperschaften modernisieren soll. Die genaue Ausgestaltung des

Reformkonzepts unterscheidet sich von Bundesland zu Bundesland sowohl auf der kommunalen

Ebene als auch auf Ebene der Landesverwaltung. Ebenso sind die einzelnen Bundesländer bei der

Reformierung ihres Haushalts- und Rechnungswesens unterschiedlich weit fortgeschritten.

Der Haushaltsplan untergliedert sich in der Doppik primär in Finanzhaushalt und Ergebnishaushalt,

welche ihrerseits noch einmal in Teilhaushalte unterteilt werden. Der doppische Jahresabschluss

basiert i.d.R. auf dem Drei-Komponenten-Modell (DKM), welches sich aus Finanzrechnung,

Ergebnisrechnung und Bilanz/Vermögensrechnung zusammensetzt. Charakteristisch für das

doppische Buchführungssystem ist, dass jede durch einen Geschäfts- bzw. Verwaltungsvorfall

verursachte Buchung mindestens zwei Konten berührt. Darüber hinaus ist es in der Doppik per

Definition möglich, den Periodenerfolg auf zweierlei Art zu ermitteln: durch die Ergebnisrechnung

oder mittels der Bilanz. Im Gegensatz zur Kameralistik bildet die Doppik den Ressourcenverbrauch

und das Ressourcenaufkommen der betrachteten öffentlichen Verwaltung ab und ermöglicht einen

Überblick über die Vermögenslage sowie den Stand der gesamten Schulden.

Ziele der Doppik sind vor allem die Gewährleistung der Generationengerechtigkeit (insb. durch

Abbildung des Ressourcenverbrauchs in Verbindung mit der Integration spezifischer

Haushaltsausgleichsregelungen), eine erhöhte Transparenz für den Bürger (z.B. durch Aufstellung

einer Bilanz sowie eines Gesamt-/Konzernabschluss), eine effizientere und effektivere öffentliche

Leistungserstellung sowie eine verbesserte Steuerung durch Rat und Verwaltung (z.B. durch Nutzung

der Budgetierung in Verbindung mit output-/wirkungsorientierten Zielen und Kennzahlen).

Je nach Ebene, auf der die Doppik Anwendung findet, wird unterschieden zwischen:

- staatliche Doppik (Bund, Länder)

- kommunale Doppik (Gemeinden, Städte, Kreise, weitere Gemeindeverbände)

Im Zuge der Reform des öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesens in Deutschland soll

insbesondere auf kommunaler Ebene die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik erfolgen.

Diese Umstellung wurde in einigen Bundesländern bereits weitestgehend vollzogen, während sich

andere Bundesländer diesbezüglich noch im Umstellungsprozess befinden oder den Kommunen eine



Wahlmöglichkeit zwischen der Doppik und der einfachen oder erweiterten Kameralistik einräumen.

Die erste Kommune, die in Deutschland auf die Doppik umstellte, war die baden-württembergische

Stadt Wiesloch. Die Stadt Wiesloch begann 1994 mit dem Umstieg auf die Doppik und stellte 1996

die Eröffnungsbilanz auf. Seit 1999 wird ausschließlich doppisch gebucht.

Schritt für Schritt beginnen auch die ersten Bundesländer mit der Einführung der Doppik. Das erste

deutsche Bundesland, welches die Doppik eingeführt hat, ist die Freie und Hansestadt Hamburg. Im

Rahmen des Projekts Doppik wurde zum Stichtag 1.1.2006 die Eröffnungsbilanz aufgestellt. Der erste

doppische Jahresabschluss wurde für das Rechnungsjahr 2006 erstellt. Ein Jahr später folgte der erste

Konzernabschluss. Das Flächenland, das bei der Einführung der Doppik in der Landesverwaltung am

Weitesten fortgeschritten ist, ist das Bundesland Hessen. Hessen legte im November 2009 die erste

Eröffnungsbilanz vor.

Der Bund plant seinerseits nicht auf die Doppik umzustellen. Vielmehr sieht das Reformkonzept des

Bundesfinanzministeriums die Umstellung auf eine moderne (erweiterte) Kameralistik vor.

In der Privatwirtschaft ist die (kaufmännische) Doppik bereits das dominierende

Buchführungssystem. Lediglich Kleingewerbetreibende und Angehörige der freien Berufe dürfen

noch auf das System der einfachen Buchführung zurückgreifen.



Von der Kameralistik zur Doppik

Quelle: Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, 2011







A-B-C des kommunalen Haushalts

Quelle: Bertelsmannstiftung
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